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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Modernisierung der Entlastung von Abzugsteuern und 
der Bescheinigung der Kapitalertragsteuer (Abzugsteuer-
entlastungsmodernisierungsgesetz - AbzStEntModG)

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 226. Sitzung am 5. Mai 2021 aufgrund der 

Beschlussempfehlung und des Berichtes des Finanzausschusses – Drucksache 

19/28925 – den von der Bundesregierung eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der Entlastung von Abzugsteuern 

und der Bescheinigung der Kapitalertragsteuer (Abzugsteuerentlastungs-

modernisierungsgesetz – AbzStEntModG)

– Drucksache 19/27632 –

in beigefügter Fassung angenommen.

Fristablauf: 28.05.21 

Erster Durchgang: Drs. 50/21





Gesetz zur Modernisierung der Entlastung von Abzugsteuern und der 
Bescheinigung der Kapitalertragsteuer 

(Abzugsteuerentlastungsmodernisierungsgesetz – AbzStEntModG) 

Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

I n h a l t s ü b e r s i c h t

Artikel 1 Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Artikel 2 Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Artikel 3 Änderung des Investmentsteuergesetzes 

Artikel 4 Änderung des Umwandlungssteuergesetzes 

Artikel 5 Änderung des Außensteuergesetzes 

Artikel 6 Änderung der Abgabenordnung 

Artikel 7 Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 

Artikel 8 Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

Artikel 9 Weitere Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

Artikel 10 Änderung der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 

Artikel 11 Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Artikel 12 Änderung des Zweiten Familienentlastungsgesetzes 

Artikel 13 Änderung des Biersteuergesetzes 

Artikel 14 Änderung der Biersteuerverordnung 

Artikel 15 Inkrafttreten 

Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 
3862), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 45b wird wie folgt gefasst:

„§ 45b Angaben zur Bescheinigung und Abführung der Kapitalertragsteuer“.

b) Die Angabe zu § 45c wird wie folgt gefasst:

„§ 45c Zusammengefasste Mitteilung zur Bescheinigung und Abführung der Kapitalertragsteuer“.

c) Die Angabe zu § 50c wird wie folgt gefasst:

„§ 50c Entlastung vom Steuerabzug in bestimmten Fällen“.
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d) Die Angabe zu § 50d wird wie folgt gefasst: 

„§ 50d Anwendung von Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung“. 

2. In § 3 Nummer 11a wird die Angabe „30. Juni 2021“ durch die Angabe „31. März 2022“ ersetzt. 

3. § 5a Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Zum Schluss des Wirtschaftsjahres, das der erstmaligen Anwendung des Absatzes 1 vorangeht 
(Übergangsjahr), ist für jedes Wirtschaftsgut, das unmittelbar dem Betrieb von Handelsschiffen im interna-
tionalen Verkehr dient, der Unterschiedsbetrag zwischen Buchwert und Teilwert in ein besonderes Verzeich-
nis aufzunehmen. Der Unterschiedsbetrag ist gesondert und bei Gesellschaften im Sinne des § 15 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 einheitlich festzustellen. Der Unterschiedsbetrag nach Satz 1 ist dem Gewinn hinzuzurech-
nen:  

1. in den dem letzten Jahr der Anwendung des Absatzes 1 folgenden fünf Wirtschaftsjahren jeweils in 
Höhe von mindestens einem Fünftel, 

2. in dem Jahr, in dem das Wirtschaftsgut aus dem Betriebsvermögen ausscheidet oder in dem es nicht 
mehr unmittelbar dem Betrieb von Handelsschiffen im internationalen Verkehr dient, 

3. in dem Jahr des Ausscheidens eines Mitunternehmers hinsichtlich des auf ihn entfallenden Unter-
schiedsbetrags; mindert sich die Beteiligung des Mitunternehmers, ohne dass er aus der Mitunterneh-
merschaft ausscheidet, erfolgt eine Hinzurechnung entsprechend der Minderung der Beteiligung. 

Satz 3 Nummer 3 gilt auch in den Fällen der §§ 20 und 24 des Umwandlungssteuergesetzes. Wird ein Be-
trieb, Teilbetrieb oder Anteil eines Mitunternehmers an einem Betrieb auf einen Rechtsnachfolger zum Buch-
wert nach § 6 Absatz 3 übertragen, geht der Unterschiedsbetrag insoweit auf den Rechtsnachfolger über. 
§ 182 Absatz 2 der Abgabenordnung gilt sinngemäß. Die Sätze 1 bis 6 sind entsprechend anzuwenden, wenn 
der Steuerpflichtige Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens dem Betrieb von Handelsschiffen im interna-
tionalen Verkehr zuführt.“ 

4. § 32 Absatz 6 Satz 6 wird wie folgt gefasst: 

„Abweichend von Satz 1 wird bei einem unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen Elternpaar, bei dem die 
Voraussetzungen des § 26 Absatz 1 Satz 1 nicht vorliegen, auf Antrag eines Elternteils der dem anderen 
Elternteil zustehende Kinderfreibetrag auf ihn übertragen, wenn er, nicht jedoch der andere Elternteil, seiner 
Unterhaltspflicht gegenüber dem Kind für das Kalenderjahr im Wesentlichen nachkommt oder der andere 
Elternteil mangels Leistungsfähigkeit nicht unterhaltspflichtig ist; die Übertragung des Kinderfreibetrags 
führt stets auch zur Übertragung des Freibetrags für den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbe-
darf.“ 

5. In § 36 Absatz 2 Nummer 2 Satz 2 werden vor dem Punkt am Ende die Wörter „oder die Angaben gemäß 
§ 45a Absatz 2a nicht übermittelt worden sind“ eingefügt. 

6. In § 43 Absatz 1 Satz 6 Nummer 5 wird das Komma am Ende durch einen Punkt ersetzt und werden die 
folgenden Sätze angefügt: 

„Sofern die Identifikationsnummer des Empfängers nicht bereits bekannt ist, kann die auszahlende Stelle 
diese in einem maschinellen Verfahren nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz beim Bundeszentralamt 
für Steuern erfragen. In der Anfrage dürfen nur die in § 139b Absatz 3 der Abgabenordnung genannten Daten 
der betroffenen Person angegeben werden. Das Bundeszentralamt für Steuern teilt der auszahlenden Stelle 
die Identifikationsnummer der betroffenen Person mit, sofern die übermittelten Daten mit den nach § 139b 
Absatz 3 der Abgabenordnung beim Bundeszentralamt für Steuern gespeicherten Daten übereinstimmen. Ist 
eine eindeutige Zuordnung des Empfängers nicht möglich, ist die Depotübertragung als kapitalertragsteuer-
pflichtiger Vorgang nach Satz 4 dieses Absatzes zu behandeln,“. 

7. § 43b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor dem Punkt am Ende ein Semikolon und die Wörter „§ 50d Absatz 3 gilt 
entsprechend“ eingefügt. 
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b) In Absatz 2 Satz 5 wird die Angabe „§ 50d Absatz 1“ durch die Angabe „§ 50c Absatz 3“ und die An-
gabe „§ 50d Absatz 2“ durch die Angabe „§ 50c Absatz 2“ ersetzt. 

8. § 44a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 9 Satz 2 bis 4 wird wie folgt gefasst: 

„§ 50c Absatz 3 und 5 sowie § 50d Absatz 3 sind entsprechend anzuwenden. Weitergehende Ansprüche 
aus § 43b oder § 50g oder einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung bleiben unbe-
rührt. Verfahren nach den vorstehenden Sätzen und nach § 50c Absatz 3 soll das Bundeszentralamt für 
Steuern verbinden.“ 

b) Absatz 10 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 wird aufgehoben. 

bb) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden die Nummern 2 und 3. 

9. In § 44b Absatz 2 werden die Wörter „§44a Absatz 10 Satz 1 Nummer 3“ durch die Wörter „§ 44a Absatz 10 
Satz 1 Nummer 2“ ersetzt. 

10. § 45a wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Ist der Gläubiger der Kapitalerträge beschränkt steuerpflichtig, tritt in den Fällen des § 43 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a und 2 Satz 4 an die Stelle der Bescheinigung nach Absatz 2 Satz 1 die 
Übermittlung der Angaben gemäß § 45b Absatz 5.“ 

b) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Aussteller einer Bescheinigung, die den Absätzen 2 bis 5 sowie § 45b Absatz 1 bis 4 nicht 
entspricht, haftet für die auf Grund dessen verkürzten Steuern oder zu Unrecht gewährten Steuer-
vorteile; dies gilt entsprechend für die die Kapitalerträge auszahlende Stelle im Hinblick auf die 
nach § 45b Absatz 5 zu übermittelnden Angaben.“ 

bb) Satz 3 wird aufgehoben. 

11. § 45b wird wie folgt gefasst: 

„§ 45b 

Angaben zur Bescheinigung und Abführung der Kapitalertragsteuer 

(1) Die die Kapitalerträge auszahlende Stelle weist jeder nach Maßgabe des § 45a Absatz 2 zu ertei-
lenden Bescheinigung und jedem nach § 45b Absatz 5 zu übermittelnden Datensatz eine nach amtlichem 
Muster zu erstellende Ordnungsnummer zu. 

(2) Bei Kapitalerträgen im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a und 2 Satz 4 ist die Bescheini-
gung nach § 45a Absatz 2 um folgende Angaben zu ergänzen: 

1. die Identifikationsnummer nach § 139b der Abgabenordnung des Gläubigers der Kapitalerträge; han-
delt es sich bei dem Gläubiger der Kapitalerträge nicht um eine natürliche Person, so sind dessen Firma 
oder Name, Anschrift und Wirtschafts-Identifikationsnummer nach § 139c der Abgabenordnung oder, 
wenn die Wirtschafts-Identifikationsnummer noch nicht vergeben wurde, dessen Steuernummer anzu-
geben; 

2. den Bruttobetrag der vom Gläubiger der Kapitalerträge je Wertpapiergattung und Zahlungstag erzielten 
Kapitalerträge unter Angabe der Bezeichnung und der Internationalen Wertpapierkennnummer des 
Wertpapiers; 
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3. den Betrag, der je Wertpapiergattung und Zahlungstag einbehaltenen und abgeführten Kapitalertrag-
steuer und den Betrag der einbehaltenen und abgeführten Zuschlagsteuern; die Ermäßigung der Kapi-
talertragsteuer um die auf die Kapitalerträge entfallende Kirchensteuer ist nicht zu berücksichtigen; sind 
die Kapitalerträge nach Maßgabe des § 43a Absatz 3 Satz 2 mit negativen Kapitalerträgen auszuglei-
chen, sind statt der Beträge der abgeführten Steuern der Betrag der einbehaltenen und auf die Kapital-
erträge entfallenden Kapitalertragsteuer vor Durchführung des Verlustausgleiches und vor Berücksich-
tigung des Sparer-Pauschbetrages sowie der Betrag der darauf entfallenden Zuschlagsteuern anzugeben; 

4. die Höhe des jeweils angewendeten Steuersatzes; 

5. die Stückzahl der Wertpapiere je Wertpapiergattung und Zahlungstag sowie davon die Stückzahl der 
Wertpapiere, die auf der Grundlage einer Wertpapierleihe oder eines Wertpapierpensionsgeschäftes 
übertragen wurden, verbunden mit der Angabe, ob bei Anschaffung der Aktien die Lieferung von Ak-
tien mit oder ohne Dividendenanspruch vereinbart wurde und ob Aktien mit oder ohne Dividendenan-
spruch geliefert wurden; 

6. zur Anschaffung der Wertpapiere oder zu ihrer Übertragung auf der Grundlage einer Wertpapierleihe 
oder eines Wertpapierpensionsgeschäftes jeweils das Datum des Handelstags, das Datum des verein-
barten Abwicklungstags und das Datum des tatsächlichen Abwicklungstags sowie die jeweilige Stück-
zahl; 

7. zur Veräußerung der Wertpapiere oder zu ihrer Rückübertragung auf der Grundlage einer Wertpapier-
leihe oder eines Wertpapierpensionsgeschäftes, soweit die Wertpapiere innerhalb von 45 Tagen nach 
Fälligkeit der Kapitalerträge veräußert oder rückübertragen wurden, jeweils das Datum des Handels-
tags, das Datum des vereinbarten Abwicklungstags und das Datum des tatsächlichen Abwicklungstags 
sowie die jeweilige Stückzahl; 

8. die Firma, die Rechtsform, die Anschrift und der Legal Entity Identifier der jeweils in die Verwahrkette 
nacheinander eingebundenen inländischen oder ausländischen Zwischenverwahrstellen der Wertpa-
piere sowie der Depotbank, die die Wertpapiere für den Gläubiger der Kapitalerträge unmittelbar ver-
wahrt, unter Angabe der jeweiligen Depotnummern der durch die Zwischenverwahrstellen geführten 
Depots, in denen die Aktien verwahrt werden; 

9. die Konto- oder Depotnummer des Gläubigers der Kapitalerträge; werden die Wertpapiere durch einen 
Treuhänder für den Gläubiger der Kapitalerträge verwahrt, sind die Konto- oder Depotnummer des 
Treuhänders sowie die Daten nach Nummer 1 auch für den Treuhänder anzugeben. 

(3) Soweit die Kapitalerträge im Sinne des Absatzes 2 auf Grund eines Hinterlegungsscheines bezo-
gen wurden, beziehen sich die Angaben nach Absatz 2 auf den Hinterlegungsschein. Die Bescheinigung 
nach § 45a Absatz 2 ist in diesem Fall je Wertpapiergattung und Zahlungstag um folgende Angaben zu er-
gänzen: 

1. die Bezeichnung und die Internationale Wertpapierkennnummer der hinterlegten Wertpapiere; 

2. das in den Emissionsbedingungen des Hinterlegungsscheines festgelegte Verhältnis der Hinterlegungs-
scheine zu den durch die inländische Hinterlegungsstelle verwahrten inländischen Wertpapieren; 

3. die Gesamtzahl ausgegebener Hinterlegungsscheine sowie die Gesamtzahl der hinterlegten Wertpa-
piere, jeweils zum Zeitpunkt des Gewinnverteilungsbeschlusses; 

4. die Anzahl der Hinterlegungsscheine des Gläubigers der Kapitalerträge zum Zeitpunkt des Gewinnver-
teilungsbeschlusses. 

Einem Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitut darf eine Bescheinigung nach § 45a Absatz 2 Satz 1 erster 
Halbsatz nur erteilt werden, soweit es dem Aussteller schriftlich versichert, dass die Wertpapiere nicht als 
Deckungsbestand für ausgegebene Hinterlegungsscheine dienen. Für Kapitalerträge, die auf einem Hinter-
legungsschein beruhen, darf dem Inhaber des Hinterlegungsscheines eine Bescheinigung nur erteilt werden, 
wenn der Emittent des Hinterlegungsscheines dem Aussteller schriftlich versichert, dass die Gesamtzahl 
ausgegebener Hinterlegungsscheine im gesamten Zeitraum zwischen dem Gewinnverteilungsbeschluss für 
die bei der inländischen Hinterlegungsstelle hinterlegten Wertpapiere und der Gutschrift der Erträge bei den 
Inhabern der Hinterlegungsscheine dem Verhältnis nach Satz 2 Nummer 2 entsprochen hat. 
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(4) Der Aussteller der Bescheinigung hat die nach Absatz 2 und 3 Satz 2 zu ergänzenden Angaben an 
das Bundeszentralamt für Steuern nach Maßgabe des § 93c Absatz 1 Nummer 1 und 2 der Abgabenordnung 
elektronisch zu übermitteln; dabei ist die nach Absatz 1 vergebene Ordnungsnummer anzugeben. Die Da-
tenübermittlung nach Satz 1 hat abweichend von § 93c Absatz 1 Nummer 1 der Abgabenordnung bis spätes-
tens zum 31. Juli des auf den Zufluss des Kapitalertrages folgenden Kalenderjahres zu erfolgen. Sind die 
Kapitalerträge nach Maßgabe des § 43a Absatz 3 Satz 2 mit negativen Kapitalerträgen auszugleichen, so 
sind neben den Angaben nach Satz 1 der Betrag der auf der nach amtlichem Muster erteilten Bescheinigung 
für den Gläubiger der Kapitalerträge ausgewiesenen Kapitalertragsteuer und der Betrag der ausgewiesenen 
Zuschlagsteuern zu übermitteln. Die nach Maßgabe des § 93c Absatz 1 Nummer 3 der Abgabenordnung dem 
Steuerpflichtigen zu erteilende Information kann auf der Bescheinigung angegeben werden. 

(5) In den Fällen des § 45a Absatz 2a hat die die Kapitalerträge auszahlende Stelle auf Verlangen des 
Gläubigers der Kapitalerträge dem Bundeszentralamt für Steuern nach Maßgabe des § 93c Absatz 1 Num-
mer 1 und 2 der Abgabenordnung für jeden Zufluss unverzüglich elektronisch die in den Absätzen 2 und 3 
Satz 2 genannten Angaben zu übermitteln; dabei sind die nach Absatz 1 vergebene Ordnungsnummer, das 
durch den Ansässigkeitsstaat vergebene Steueridentifikationsmerkmal des Gläubigers der Kapitalerträge so-
wie, sofern der Gläubiger der Kapitalerträge keine natürliche Person ist und eine Wirtschafts-Identifikati-
onsnummer nach § 139c Absatz 1 der Abgabenordnung noch nicht vergeben wurde, die Rechtsform und das 
Datum des Gründungsaktes der Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse anzugeben. Ab-
satz 3 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(6) Wurde für Kapitalerträge im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a oder Nummer 2 Satz 4 
keine Bescheinigung nach § 45a Absatz 2 erteilt oder wurden keine Angaben gemäß § 45a Absatz 2a über-
mittelt, hat die die Kapitalerträge auszahlende Stelle dem Bundeszentralamt für Steuern elektronisch nach 
Maßgabe des § 93c Absatz 1 Nummer 1 und 2 der Abgabenordnung folgende Angaben zu den Zuflüssen des 
vorangegangenen Kalenderjahres zu übermitteln: 

1. die Identifikationsnummer nach § 139b Absatz 1 der Abgabenordnung des Depotinhabers; handelt es 
sich bei dem Depotinhaber nicht um eine natürliche Person, so sind dessen Firma oder Name, Anschrift 
und Wirtschafts-Identifikationsnummer nach § 139c Absatz 1 der Abgabenordnung oder, wenn diese 
noch nicht vergeben wurde, dessen Steuernummer anzugeben; bei im Ausland ansässigen Steuerpflich-
tigen ist zusätzlich das durch den Ansässigkeitsstaat vergebene Steueridentifikationsmerkmal anzuge-
ben; 

2. die Konto- oder Depotnummer; 

3. den Bruttobetrag der je Wertpapiergattung und Zahlungstag erzielten Kapitalerträge unter Angabe der 
Bezeichnung und der Internationalen Wertpapierkennnummer des Wertpapiers sowie die Stückzahl der 
Wertpapiere und 

4. den Betrag der je Wertpapiergattung und Zahlungstag einbehaltenen und abgeführten Kapitalertrag-
steuer und den Betrag der Zuschlagsteuern sowie den angewendeten Steuersatz. 

Wurde für Kapitalerträge im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a oder Nummer 2 Satz 4 vom Steu-
erabzug ganz oder teilweise Abstand genommen, so hat die die Kapitalerträge auszahlende Stelle dem Bun-
deszentralamt für Steuern elektronisch nach Maßgabe des § 93c Absatz 1 Nummer 1 und 2 der Abgabenord-
nung neben den in den Absätzen 2, 3 Satz 2 und Absatz 5 Satz 1 genannten Angaben folgende Angaben zu 
den Zuflüssen des vorangegangenen Kalenderjahres zu übermitteln: 

1. die Ordnungsnummer, die bei Erteilung einer Bescheinigung nach § 45a Absatz 2 oder Übermittlung 
von Angaben gemäß § 45a Absatz 2a vergeben wurde, und 

2. die Rechtsgrundlage für den reduzierten oder unterlassenen Steuerabzug. 

Die Datenübermittlung nach den Sätzen 1 und 2 hat abweichend von § 93c Absatz 1 Nummer 1 der Abga-
benordnung bis spätestens zum 31. Juli des auf den Zufluss des Kapitalertrages folgenden Kalenderjahres zu 
erfolgen. 

(7) Die inländischen und ausländischen Zwischenverwahrstellen sowie die Depotbank und der Treu-
händer, die die Wertpapiere für den Gläubiger der Kapitalerträge unmittelbar verwahren, sind für die Zwecke 
der Absätze 2 bis 5 verpflichtet, ihrer jeweiligen Verwahrstelle die Angaben nach Absatz 2 Nummer 1, 2, 5 
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bis 9 und Absatz 3 Satz 2 vollständig und richtig mitzuteilen. Das Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitut 
und der Emittent der Hinterlegungsscheine haben die nach § 45b Absatz 3 Satz 3 oder Satz 4 gegenüber dem 
Aussteller der Steuerbescheinigung zu erteilende schriftliche Versicherung vollständig und richtig abzuge-
ben. Die Bescheinigung nach § 45a Absatz 2 darf erst erteilt und die Angaben gemäß § 45a Absatz 2a dürfen 
erst übermittelt werden, wenn der die Kapitalerträge auszahlenden Stelle die Angaben nach den Absätzen 2 
und 3 vollständig vorliegen. 

(8) In den Fällen der Absätze 4 bis 6 gilt Folgendes: 

1. § 93c Absatz 3 der Abgabenordnung ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass der übermittelte Datensatz 
unabhängig davon zu korrigieren oder zu stornieren ist, wann die die Kapitalerträge auszahlende Stelle 
die Feststellung im Sinne des § 93c Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 der Abgabenordnung 
trifft; die die Kapitalerträge auszahlende Stelle ist unabhängig von der in § 93c Absatz 3 der Abgaben-
ordnung genannten Frist verpflichtet, einen Datensatz zu übermitteln, wenn sie nachträglich erkennt, 
dass sie zur Übermittlung eines Datensatzes verpflichtet war und der Datensatz nicht übermittelt wurde; 

2. § 171 Absatz 10a der Abgabenordnung ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Festsetzungsfrist 
unabhängig vom Zeitpunkt des Zugangs der Daten bei dem Bundeszentralamt für Steuern nicht vor 
Ablauf von zwei Jahren nach Zugang der Daten endet. 

(9) Inländische börsennotierte Gesellschaften haben gemäß § 67d des Aktiengesetzes Informationen 
über die Identität ihrer Aktionäre zum Zeitpunkt ihres Gewinnverteilungsbeschlusses zu verlangen und die 
ihnen übermittelten Informationen elektronisch nach Maßgabe des § 93c der Abgabenordnung unverzüglich 
elektronisch an das Bundeszentralamt für Steuern zu übermitteln. 

(10) Das Bundeszentralamt für Steuern speichert die nach den Absätzen 4 bis 6 und 9 übermittelten 
Daten zur Ermittlung der auf die Kapitalerträge einbehaltenen und abgeführten Kapitalertragsteuer und ana-
lysiert diese im Hinblick auf missbräuchliche Steuergestaltungsmodelle, die die Erlangung eines Steuervor-
teils aus der Erhebung oder Entlastung von Kapitalertragsteuer mit erheblicher Bedeutung zum Gegenstand 
haben. Es darf dazu auch ihm nach Maßgabe dieser Absätze übermittelte personenbezogene Daten verarbei-
ten, soweit dies zur Erfüllung der Aufgabe nach Satz 1 erforderlich ist.“ 

12. § 45c wird wie folgt gefasst: 

„§ 45c 

Zusammengefasste Mitteilung zur Bescheinigung und Abführung der Kapitalertragsteuer 

(1) Die die Kapitalerträge auszahlende Stelle hat dem Bundeszentralamt für Steuern bis zum 31. Juli 
des auf den Zufluss der Kapitalerträge folgenden Kalenderjahres folgende Daten zu übermitteln: 

1. die Summe der in einem Kalenderjahr je Wertpapiergattung und Zahlungstag durch die die Kapitaler-
träge auszahlende Stelle berücksichtigten Bruttoerträge im Sinne des § 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a 
und 2 Satz 4; 

2. den Betrag der auf diese Kapitalerträge einbehaltenen und abgeführten Kapitalertragsteuer und den Be-
trag der einbehaltenen und abgeführten Zuschlagsteuern; 

3. die für diese Kapitalerträge nach § 45a Absatz 2 bescheinigte oder gemäß § 45a Absatz 2a angegebene 
Kapitalertragsteuer und Zuschlagsteuern; sind die Kapitalerträge nach Maßgabe des § 43a Absatz 3 
Satz 2 mit negativen Kapitalerträgen auszugleichen, sind der Betrag der einbehaltenen und auf die Ka-
pitalerträge entfallenden Kapitalertragsteuer vor Durchführung des Verlustausgleiches und vor Berück-
sichtigung des Sparer-Pauschbetrages sowie der Betrag der darauf entfallenden Zuschlagsteuern zu 
übermitteln; 

4. die diesen Kapitalerträgen zugrunde liegende Stückzahl der Wertpapiere und 

5. die Bezeichnung und die Internationale Wertpapierkennnummer der Wertpapiergattung. 
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Satz 1 gilt entsprechend für die Summe der gutgeschriebenen Kapitalerträge, bei denen ein Steuerabzug nicht 
oder nicht in voller Höhe vorgenommen wurde. Die Rechtsgrundlage für die Abstandnahme vom Steuerab-
zug und die darauf entfallenden Beträge sind anzugeben. 

(2) Die inländische Wertpapiersammelbank hat dem Bundeszentralamt für Steuern bis zum 31. Juli 
des auf den Zufluss der Kapitalerträge folgenden Kalenderjahres folgende Daten je Wertpapiergattung und 
Kundendepot unter Angabe der Internationalen Wertpapierkennnummer und der Stückzahl der Wertpapiere 
zu übermitteln: 

1. die in § 45b Absatz 2 Nummer 1 genannten Angaben zum Depotinhaber; verfügt der Depotinhaber 
nicht über eine inländische Steuernummer, so ist die durch seinen Ansässigkeitsstaat vergebene Steue-
ridentifikationsnummer anzugeben; 

2. die Konto- oder Depotnummer; 

3. die Summe der in einem Kalenderjahr am Zahlungstag gutgeschriebenen Kapitalerträge im Sinne des 
§ 43 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a und 2 Satz 4, die auf Grund eines gebuchten Bestandes am Dividen-
denstichtag gutgeschrieben wurden; 

4. die Summe der in einem Kalenderjahr gutgeschriebenen Kompensationszahlungen; 

5. die Summe der in einem Kalenderjahr belasteten Kompensationszahlungen; 

6. den Saldo aus der Summe der gutgeschriebenen Kapitalerträge zuzüglich der Summe der gutgeschrie-
benen Kompensationszahlungen und der Summe der belasteten Kompensationszahlungen; 

7. den Betrag der einbehaltenen und abgeführten Kapitalertragsteuer und den Betrag der einbehaltenen 
und abgeführten Zuschlagsteuern auf die Beträge nach den Nummern 3 und 4; 

8. die Stückzahl der Wertpapiere, für die die Wertpapiersammelbank keine Dividendenregulierung vorge-
nommen hat. 

Die Pflicht zur Datenübermittlung nach Satz 1 mit Ausnahme der Angabe nach Satz 1 Nummer 8 gilt ent-
sprechend für die die Kapitalerträge auszahlenden Stellen nach § 44 Absatz 1 Satz 4 Nummer 3. Dem Bun-
deszentralamt für Steuern sind bis zum 31. Juli des auf die Abführung des Steuerbetrages folgenden Kalen-
derjahres der Betrag der nach § 44 Absatz 1a abgeführten Kapitalertragsteuer sowie die nach § 45a Absatz 2 
Satz 1 Nummer 3 bescheinigten Angaben zu übermitteln. 

(3) § 93c der Abgabenordnung ist mit Ausnahme von dessen Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe c und d 
und Nummer 3 entsprechend anzuwenden. § 45b Absatz 8 gilt entsprechend. 

(4) Das Bundeszentralamt für Steuern speichert die ihm nach den Absätzen 1 und 2 übermittelten 
Daten zur Ermittlung der auf diese Kapitalerträge einbehaltenen und bescheinigten Kapitalertragsteuer und 
analysiert diese im Hinblick auf missbräuchliche Steuergestaltungsmodelle, die die Erlangung eines Steuer-
vorteils aus der Erhebung oder Entlastung von Kapitalertragsteuer mit erheblicher Bedeutung zum Gegen-
stand haben. Es darf dazu ihm nach Maßgabe der Absätze 1 und 2 übermittelte personenbezogene Daten 
verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung der Aufgabe nach Satz 1 erforderlich ist.“ 

13. In § 50 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „Satz 4“ durch die Angabe „Satz 5“ ersetzt. 

14. § 50a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „§ 50d Absatz 1“ durch die Angabe „§ 50c Absatz 3“ ersetzt. 

b) Absatz 5 Satz 3 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Er hat die innerhalb eines Kalendervierteljahres einzubehaltende Steuer jeweils bis zum zehnten des 
dem Kalendervierteljahr folgenden Monats beim Bundeszentralamt für Steuern anzumelden und die 
einbehaltene Steuer an das Bundeszentralamt für Steuern abzuführen. Eine Anmeldungsverpflichtung 
beim Bundeszentralamt für Steuern besteht auch, wenn ein Steuerabzug auf Grund des Absatzes 2 
Satz 3 oder des Absatzes 4 Satz 1 nicht vorzunehmen ist oder auf Grund des § 50c Absatz 2 nicht oder 
nicht in voller Höhe vorzunehmen ist; Satz 3 gilt insoweit entsprechend.“ 

Drucksache 353/21



 

 – 8 – 

15. § 50c wird wie folgt gefasst: 

„§ 50c 

Entlastung vom Steuerabzug in bestimmten Fällen 

(1) Soweit der Besteuerung von Einkünften, die der Kapitalertragsteuer oder dem Steuerabzug nach 
§ 50a unterliegen, der § 43b, der § 50g oder ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung entge-
genstehen, sind dessen ungeachtet die Vorschriften zur Einbehaltung, Abführung und Anmeldung der Steuer 
anzuwenden. Der zum Steuerabzug Verpflichtete kann sich vorbehaltlich des Absatzes 2 nicht auf die Rechte 
des Gläubigers der Kapitalerträge oder Vergütungen aus § 43b, § 50g oder dem Abkommen berufen. 

(2) Der Schuldner der Kapitalerträge oder Vergütungen ist zur Einbehaltung und Abführung der 
Steuer nicht verpflichtet, 

1. soweit dem Gläubiger der Kapitalerträge oder Vergütungen auf dessen Antrag (Freistellungsantrag) 
vom Bundeszentralamt für Steuern bescheinigt wird, dass § 43b, § 50g oder ein Abkommen zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung der Besteuerung der Einkünfte entgegensteht (Freistellungsbescheini-
gung), oder 

2. soweit es sich um Einkünfte eines beschränkt Steuerpflichtigen im Sinne des § 50a Absatz 1 Nummer 3 
handelt und soweit der Besteuerung der Einkünfte ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteu-
erung entgegensteht; dies gilt nur, wenn die Vergütung zuzüglich der dem beschränkt Steuerpflichtigen 
in demselben Kalenderjahr vom Schuldner bereits zugeflossenen Vergütungen 5 000 Euro nicht über-
steigt. 

Der Schuldner ist zur Steueranmeldung auch dann verpflichtet, wenn er gemäß Satz 1 keine Steuer einzube-
halten und abzuführen hat. Eine Steueranmeldung kann auf der Grundlage des Satzes 1 nicht geändert wer-
den. Eine Freistellungsbescheinigung ist auf einen Zeitraum von höchstens drei Jahren frühestens ab dem 
Tag, an dem der Antrag beim Bundeszentralamt für Steuern eingeht, zu befristen und von der Einhaltung der 
Voraussetzungen ihrer Erteilung während ihrer Geltung abhängig zu machen; sie kann mit weiteren Neben-
bestimmungen gemäß § 120 Absatz 2 der Abgabenordnung versehen werden. Eine Freistellungsbescheini-
gung für die Kapitalertragsteuer auf Grund eines Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung ist 
nur zu erteilen, wenn der Gläubiger der Kapitalerträge eine Kapitalgesellschaft ist, die im Staat ihrer Ansäs-
sigkeit den Steuern vom Einkommen oder Gewinn unterliegt, ohne davon befreit zu sein, und soweit dem 
Gläubiger Kapitalerträge von einer unbeschränkt steuerpflichtigen Kapitalgesellschaft im Sinne des § 1 Ab-
satz 1 Nummer 1 des Körperschaftsteuergesetzes zufließen, an deren Nennkapital der Gläubiger zu mindes-
tens einem Zehntel unmittelbar beteiligt ist. Über einen Freistellungsantrag ist innerhalb von drei Monaten 
nach Vorlage aller erforderlichen Nachweise zu entscheiden. 

(3) Dem beschränkt steuerpflichtigen Gläubiger der Kapitalerträge oder Vergütungen wird auf seinen 
fristgemäßen Antrag beim Bundeszentralamt für Steuern (Erstattungsantrag) auf der Grundlage eines Frei-
stellungsbescheides die gemäß Absatz 1 Satz 1 einbehaltene und abgeführte oder auf Grund eines Haftungs-
bescheids oder Nachforderungsbescheids entrichtete Steuer erstattet, wenn die Steuer nicht nach § 36 Ab-
satz 2 Nummer 2 auf die Einkommensteuer oder die Körperschaftsteuer des Gläubigers angerechnet werden 
kann. Die Frist für einen Erstattungsantrag beträgt vier Jahre und beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem die Kapitalerträge oder Vergütungen bezogen worden sind; sie endet nicht vor Ablauf eines Jahres seit 
dem Zeitpunkt der Entrichtung der Steuer und nicht vor Ablauf der im Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung vorgesehenen Frist. Ein Freistellungsbescheid für Kapitalertragsteuer wird nur erteilt, 
wenn die in § 45a Absatz 2 oder Absatz 3 bezeichnete Bescheinigung vorgelegt wurde oder die Angaben 
gemäß § 45a Absatz 2a übermittelt wurden; einem Antrag auf Erstattung der nach § 50a entrichteten Steuer 
ist die Bescheinigung nach § 50a Absatz 5 Satz 6 beizufügen. Hat der Gläubiger nach § 50a Absatz 5 Steuern 
für Rechnung anderer beschränkt steuerpflichtiger Gläubiger einzubehalten, kann die Auszahlung des Er-
stattungsanspruchs davon abhängig gemacht werden, dass er die Zahlung der von ihm einzubehaltenden 
Steuer nachweist, hierfür Sicherheit leistet oder unwiderruflich die Zustimmung zur Verrechnung seines Er-
stattungsanspruchs mit dem Steueranspruch nach § 50a Absatz 5 Satz 3 erklärt. 
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(4) Ein nach Absatz 3 in Verbindung mit § 50g zu erstattender Betrag ist nach Maßgabe der §§ 238 
und 239 der Abgabenordnung zu verzinsen. Die Festsetzungsfrist beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem der Freistellungsbescheid erlassen, aufgehoben oder nach § 129 der Abgabenordnung berichtigt worden 
ist. Der Zinslauf beginnt zwölf Monate nach Ablauf des Monats, in dem der Erstattungsantrag und alle für 
die Entscheidung erforderlichen Nachweise vorliegen, frühestens am Tag der Entrichtung der Steuer. Der 
Zinslauf endet mit Ablauf des Tages, an dem der Freistellungsbescheid wirksam wird. § 233a Absatz 5 der 
Abgabenordnung gilt sinngemäß. 

(5) Der Freistellungsantrag und der Erstattungsantrag sind nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz 
über die amtlich bestimmte Schnittstelle zu übermitteln. Der Antragsteller hat durch eine Bestätigung der für 
ihn zuständigen Steuerbehörde des anderen Staates nachzuweisen, dass er dort ansässig ist oder in den Fällen 
des § 43b Absatz 1 Satz 1 zweite Alternative oder des § 50g Absatz 1 Satz 1 letzte Alternative dort eine 
Betriebsstätte hat. Zur Vermeidung unbilliger Härten kann das Bundeszentralamt für Steuern auf Antrag auf 
eine Übermittlung gemäß Satz 1 verzichten; in diesem Fall ist der Freistellungsantrag oder der Erstattungs-
antrag nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu stellen. Die Entscheidung über einen Freistellungsantrag 
und die Entscheidung über einen Erstattungsantrag werden zum Datenabruf über die amtlich bestimmte 
Schnittstelle bereitgestellt, es sei denn, der Antrag war nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu stellen; 
§ 122a Absatz 3 und 4 der Abgabenordnung ist entsprechend anzuwenden.“ 

16. § 50d wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 50d 

Anwendung von Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung“. 

b) Die Absätze 1, 1a und 2 werden aufgehoben. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse hat auf der Grundlage eines 
Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung keinen Anspruch auf Entlastung von der Kapital-
ertragsteuer und vom Steuerabzug nach § 50a, soweit 

1. Personen an ihr beteiligt oder durch die Satzung, das Stiftungsgeschäft oder die sonstige Verfas-
sung begünstigt sind, denen dieser Anspruch nicht zustünde, wenn sie die Einkünfte unmittelbar 
erzielten, und  

2. die Einkunftsquelle keinen wesentlichen Zusammenhang mit einer Wirtschaftstätigkeit dieser Kör-
perschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse aufweist; das Erzielen der Einkünfte, deren 
Weiterleitung an beteiligte oder begünstigte Personen sowie eine Tätigkeit, soweit sie mit einem 
für den Geschäftszweck nicht angemessen eingerichteten Geschäftsbetrieb ausgeübt wird, gelten 
nicht als Wirtschaftstätigkeit. 

Satz 1 findet keine Anwendung, soweit die Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse 
nachweist, dass keiner der Hauptzwecke ihrer Einschaltung die Erlangung eines steuerlichen Vorteils 
ist, oder wenn mit der Hauptgattung der Anteile an ihr ein wesentlicher und regelmäßiger Handel an 
einer anerkannten Börse stattfindet. § 42 der Abgabenordnung bleibt unberührt.“ 

d) Die Absätze 4 bis 6 werden aufgehoben. 

e) In Absatz 11 Satz 1 wird das Wort „beim“ durch die Wörter „bei einem unbeschränkt steuerpflichtigen“ 
ersetzt. 

f) Nach Absatz 11 wird folgender Absatz 11a eingefügt: 

„(11a) Ist der Gläubiger der Kapitalerträge oder Vergütungen eine Person, der die Kapitaler-
träge oder Vergütungen nach diesem Gesetz oder nach dem Steuerrecht des anderen Vertragsstaates 
nicht zugerechnet werden, steht der Anspruch auf völlige oder teilweise Erstattung des Steuerabzugs 
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vom Kapitalertrag oder nach § 50a auf Grund eines Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung nur der Person zu, der die Kapitalerträge oder Vergütungen nach den Steuergesetzen des anderen 
Vertragsstaats als Einkünfte oder Gewinne einer ansässigen Person zugerechnet werden.“ 

g) In Absatz 12 Satz 3 wird die Angabe „§ 50d“ gestrichen. 

17. § 50e wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 und Absatz 1a werden aufgehoben. 

b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 2 bis 5 eingefügt: 

„(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. entgegen § 45b Absatz 3 Satz 3 oder 4, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 5 Satz 2, eine Be-
scheinigung erteilt, 

2. entgegen § 45b Absatz 4 Satz 1 erster Halbsatz, Absatz 5 Satz 1 erster Halbsatz oder Absatz 6 
Satz 1 oder 2, § 45c Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, oder § 45c Absatz 2 Satz 1, 
auch in Verbindung mit Satz 2, eine dort genannte Angabe oder dort genannte Daten nicht richtig 
oder nicht vollständig übermittelt oder 

3. entgegen 

a) § 45b Absatz 7 Satz 1 eine Mitteilung nicht richtig oder nicht vollständig macht oder 

b) § 45b Absatz 7 Satz 2 eine schriftliche Versicherung nicht richtig oder nicht vollständig ab-
gibt 

und dadurch ermöglicht, Steuern zu verkürzen oder nicht gerechtfertigte Steuervorteile zu erlan-
gen. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 Nummer 2 kann die Ordnungswidrigkeit auch dann geahndet 
werden, wenn sie nicht im Geltungsbereich dieses Gesetzes begangen wird. 

(4) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis zu zwan-
zigtausend Euro, in den Fällen des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet 
werden. 

(5) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten ist das Bundeszentralamt für Steuern.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 6. 

18. § 50g Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) § 50d Absatz 3 gilt entsprechend.“ 

19. § 50j wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe „§ 50d Absatz 1“ durch die Angabe 
„§ 50c Absatz 3“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „Absatzes 1 Satz 4“ durch die Wörter „Absatzes 1 Satz 2“ ersetzt. 

20. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe f Doppelbuchstabe bb werden die Wörter „§ 50d Absatz 1 und 2“ 
durch die Wörter „§ 50c Absatz 2 oder 3“ ersetzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Buchstabe h wird das Komma am Ende gestrichen. 

bbb) Buchstabe i wird aufgehoben. 
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bb) Nach Nummer 1d wird folgende Nummer 1e eingefügt: 

„1e. im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder die Vorgaben für die Zuwei-
sung der Ordnungsnummer nach § 45b Absatz 1 zu bestimmen;“. 

21. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 10 Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 

„§ 5a Absatz 4 Satz 5 bis 7 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom … [einsetzen: Ausferti-
gungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals auf Wirtschaftsjahre an-
zuwenden, die nach dem 31. Dezember 1998 beginnen.“ 

b) Dem Absatz 42 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 43 Absatz 1 Satz 6 Nummer 5 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom … [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals auf Kapitalerträge 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2019 zufließen.“ 

c) Dem Absatz 44a werden die folgenden Sätze angefügt: 

„§ 45a Absatz 2a und 7 Satz 1 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [ein-
setzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals auf Ka-
pitalerträge anzuwenden, die dem Gläubiger nach dem 31. Dezember 2024 zufließen. § 45a Absatz 7 
Satz 3 in der am … [einsetzen: Datum des Tages der Verkündung] geltenden Fassung ist letztmals an-
zuwenden für Kapitalerträge, die vor dem 1. Januar 2024 zufließen.“ 

d) Nach Absatz 44a werden die folgenden Absätze 44b und 44c eingefügt: 

„(44b) § 45b in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals auf Kapitaler-
träge anzuwenden, die dem Gläubiger nach dem 31. Dezember 2024 zufließen. 

(44c) § 45c in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals auf Kapitaler-
träge anzuwenden, die dem Gläubiger nach dem 31. Dezember 2024 zufließen.“ 

e) Dem Absatz 46 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 50 Absatz 1 Satz 2 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist in allen offenen Fällen 
anzuwenden.“ 

f) Nach Absatz 47 werden die folgenden Absätze 47a bis 47c eingefügt: 

„(47a) § 50c Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom … 
(BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] 
ist erstmals auf Einkünfte anzuwenden, die dem beschränkt Steuerpflichtigen nach dem 31. Dezem-
ber 2021 zufließen; die Geltung von Ermächtigungen nach § 50d Absatz 5 und 6 des Gesetzes in der 
Fassung, die vor dem Inkrafttreten des Artikels 1 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] galt, endet spätestens zu diesem 
Zeitpunkt. § 50c Absatz 5 Satz 1, 3 und 4 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom … (BGBl. I 
S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals 
auf Anträge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2022 gestellt werden; für Anträge, die gemäß 
§ 50c Absatz 2 oder 3 bis zu diesem Zeitpunkt gestellt werden, ist der amtlich vorgeschriebene Vor-
druck zu verwenden und § 50d Absatz 1 Satz 7 und 8 des Gesetzes in der Fassung anzuwenden, die vor 
dem Inkrafttreten des Artikels 1 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] galt. 

(47b) § 50d Absatz 3 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [ein-
setzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist in allen offenen 
Fällen anzuwenden, es sei denn, § 50d Absatz 3 in der Fassung, die zu dem Zeitpunkt galt, in dem die 
Einkünfte zugeflossen sind, steht dem Anspruch auf Entlastung nicht entgegen. 
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(47c) § 50e Absatz 1 und 4 bis 6 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom … (BGBl. I 
S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist ab dem 
1. Januar 2022 anzuwenden. § 50e Absatz 2 und 3 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom … 
(BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] 
ist erstmals auf die nach dem 31. Dezember 2024 nicht oder nicht vollständig erfolgte Übermittlung 
von Daten oder Mitteilungen anzuwenden.“ 

g) Nach Absatz 48 wird folgender Absatz 48a eingefügt: 

„(48a) § 51 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] gilt erstmals für die Vergabe von 
Ordnungsnummern zu Steuerbescheinigungen für Kapitalerträge, die nach dem 31. Dezember 2023 zu-
fließen.“ 

Artikel 2 

Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes 

§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe d des Einkommensteuergesetzes, das zuletzt durch Artikel 1 
dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„d) für die Krankenversicherung und für die private Pflege-Pflichtversicherung bei Arbeitnehmern, die nicht 
unter die Buchstaben b und c fallen, in den Steuerklassen I bis V in Höhe der dem Arbeitgeber als Lohn-
steuerabzugsmerkmal bereitgestellten Beiträge nach § 39 Absatz 4 Nummer 4 Buchstabe b, etwaig verviel-
fältigt unter sinngemäßer Anwendung von Satz 2 auf einen Jahresbetrag, vermindert um die nach § 3 Num-
mer 62 steuerfreien Zuschüsse, die unter Berücksichtigung der als Lohnsteuerabzugsmerkmal bereitgestell-
ten Beiträge nach § 39 Absatz 4 Nummer 4 Buchstabe a ermittelt wurden;“. 

Artikel 3 

Änderung des Investmentsteuergesetzes 

Das Investmentsteuergesetz vom 19. Juli 2016 (BGBl. I S. 1730), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 4 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

„In der Statusbescheinigung ist anzugeben, ob der Investmentfonds unbeschränkt oder beschränkt kör-
perschaftsteuerpflichtig ist.“ 

b) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „Wenn der Investmentfonds“ durch die Wörter „Wenn ein unbe-
schränkt körperschaftsteuerpflichtiger Investmentfonds“ ersetzt. 

2. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden die folgenden Sätze angefügt: 

„Bei beschränkt körperschaftsteuerpflichtigen Investmentfonds tritt das Bundeszentralamt für Steuern 
an die Stelle des Betriebsstättenfinanzamtes des Entrichtungspflichtigen. Eine Steuerbescheinigung gilt 
als vorgelegt, soweit bei beschränkt körperschaftsteuerpflichtigen Investmentfonds Angaben nach 
§ 45a Absatz 2a des Einkommensteuergesetzes übermittelt wurden.“ 

b) In Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter „Absatz 1 Satz 2 oder 3“ durch die Wörter „Absatz 1 Satz 1 oder 
2“ ersetzt. 
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3. Dem § 57 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) § 7 Absatz 4 Satz 3 und Absatz 5 Satz 1 sowie § 11 Absatz 1 Satz 3 und 4 in der Fassung des 
Artikels 3 des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorlie-
genden Änderungsgesetzes] sind ab dem 1. Juli 2021 anzuwenden. Bei Vorlage einer Statusbescheinigung, 
die nicht die Angaben nach § 7 Absatz 4 Satz 3 in der Fassung des Artikels 3 des Gesetzes vom … (BGBl. I 
S. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] enthält, ist ab 
dem 1. Juli 2021 eine Erstattung nach § 7 Absatz 5 ausgeschlossen.“ 

Artikel 4 

Änderung des Umwandlungssteuergesetzes 

Das Umwandlungssteuergesetz vom 7. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2782, 2791), das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 2 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Unbeschadet anderer Vorschriften ist der Ausgleich oder die sonstige Verrechnung negativer Ein-
künfte des übernehmenden Rechtsträgers, die von diesem infolge der Anwendung der Absätze 1 und 2 erzielt 
werden, auch insoweit nicht zulässig, als die negativen Einkünfte auf der Veräußerung oder der Bewertung 
von Finanzinstrumenten oder Anteilen an einer Körperschaft beruhen. Als negative Einkünfte im Sinne des 
Satzes 1 gelten auch Aufwendungen außerhalb des Rückwirkungszeitraums, die darauf beruhen, dass Finan-
zinstrumente oder Anteile an einer Körperschaft, die dem übernehmenden Rechtsträger auf Grund der An-
wendung der Absätze 1 und 2 zugerechnet werden, bis zu dem in Satz 4 bezeichneten Zeitpunkt veräußert 
werden oder nach den Sätzen 3 und 4 als veräußert gelten. Als Veräußerung im Sinne der Sätze 1 und 2 gilt 
auch die Einlösung, Rückzahlung, Abtretung, Entnahme, verdeckte Einlage in eine Kapitalgesellschaft oder 
ein sonstiger ertragsteuerlich einer Veräußerung gleichgestellter Vorgang. Mit Ablauf des nach der Um-
wandlung endenden Gewinnermittlungszeitraums nach § 4a des Einkommensteuergesetzes oder in anderen 
Fällen mit Ablauf des nach der Umwandlung endenden Kalenderjahrs noch nicht veräußerte oder nach Satz 3 
als veräußert geltende Wirtschaftsgüter im Sinne des Satzes 2 gelten zu diesem Zeitpunkt als zum gemeinen 
Wert veräußert und wieder angeschafft. Satz 2 findet keine Anwendung, soweit die Finanzinstrumente oder 
Anteile an einer Körperschaft ohne die Anwendung der Absätze 1 und 2 beim übertragenden Rechtsträger 
in dessen steuerlicher Schlussbilanz mit einem anderen als dem gemeinen Wert hätten angesetzt werden 
können. Die Sätze 1 bis 5 finden keine Anwendung, wenn der Steuerpflichtige nachweist, dass die Verrech-
nung negativer Einkünfte im Sinne der Sätze 1 und 2 kein Haupt- oder Nebenzweck der Umwandlung war. 
Ist der übernehmende Rechtsträger an den Finanzinstrumenten oder Anteilen an einer Körperschaft unmit-
telbar oder mittelbar über eine oder mehrere Personengesellschaften beteiligt, gelten die Sätze 2 bis 6 sinn-
gemäß für Aufwendungen und Einkünfteminderungen infolge der Veräußerung oder eines niedrigeren Wert-
ansatzes der Finanzinstrumente oder Anteile beziehungsweise infolge der Veräußerung von Anteilen an den 
Personengesellschaften oder deren Auflösung.“ 

2. § 4 Absatz 5 Satz 1 wird aufgehoben. 

3. In § 9 Satz 3 werden die Wörter „Absatz 3 und 4“ durch die Wörter „Absatz 3 bis 5“ ersetzt. 

4. In § 20 Absatz 6 Satz 4 wird die Angabe „Abs. 3 und 4“ durch die Wörter „Absatz 3 bis 5“ ersetzt. 

5. Dem § 27 werden die folgenden Absätze 16 und 17 angefügt: 

„(16) § 2 Absatz 5, § 9 Satz 3 zweiter Halbsatz und § 20 Absatz 6 Satz 4 in der Fassung des Artikels 4 
des Gesetzes vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] 
sind erstmals auf Umwandlungen und Einbringungen anzuwenden, bei denen die Anmeldung zur Eintragung 
in das für die Wirksamkeit des Vorgangs maßgebende öffentliche Register beziehungsweise bei Einbringun-
gen der Übergang des wirtschaftlichen Eigentums nach dem 20. November 2020 erfolgt. Abweichend von 
Satz 1 sind § 2 Absatz 5, § 9 Satz 3 zweiter Halbsatz und § 20 Absatz 6 Satz 4 in der Fassung des Artikels 4 
des Gesetzes vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] 
auch in anderen offenen Fällen anzuwenden, in denen die äußeren Umstände darauf schließen lassen, dass 
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die Verrechnung übergehender stiller Lasten wesentlicher Zweck der Umwandlung oder Einbringung war 
und der Steuerpflichtige dies nicht widerlegen kann. 

(17) § 4 Absatz 5 Satz 1 in der am ... [einsetzen: Tag der Verkündung] geltenden Fassung ist weiterhin 
anzuwenden, soweit die Anteile an der übertragenden Körperschaft am steuerlichen Übertragungsstichtag 
zum Betriebsvermögen des übernehmenden Rechtsträgers gehören und mit einem Sperrbetrag im Sinne des 
§ 50c des Einkommensteuergesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 402) be-
haftet sind.“ 

Artikel 5 

Änderung des Außensteuergesetzes 

Das Außensteuergesetz vom 8. September 1972 (BGBl. I S. 1713), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 25. März 2019 (BGBl. I S. 357) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „nahe stehenden“ durch das Wort „nahestehenden“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Vorschrift“ die Wörter „sowie im Sinne des § 1a“ eingefügt. 

b) Absatz 3 wird durch die folgenden Absätze 3 bis 3c ersetzt: 

„(3) Für die Bestimmung der dem Fremdvergleichsgrundsatz entsprechenden Verrechnungspreise 
(Fremdvergleichspreise) für eine Geschäftsbeziehung im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 sind die tatsäch-
lichen Verhältnisse maßgebend, die dem jeweiligen Geschäftsvorfall zugrunde liegen. Insbesondere ist 
zu berücksichtigen, von welcher an dem Geschäftsvorfall beteiligten Person welche Funktionen in Be-
zug auf den jeweiligen Geschäftsvorfall ausgeübt, welche Risiken diesbezüglich jeweils übernommen 
und welche Vermögenswerte hierfür eingesetzt werden (Funktions- und Risikoanalyse). Die Verhält-
nisse im Sinne der Sätze 1 und 2 bilden den Maßstab für die Feststellung der Vergleichbarkeit des zu 
untersuchenden Geschäftsvorfalls mit Geschäftsvorfällen zwischen voneinander unabhängigen Dritten 
(Vergleichbarkeitsanalyse); die diesen Geschäftsvorfällen zugrunde liegenden Verhältnisse sind in ent-
sprechender Anwendung der Sätze 1 und 2 maßgebend, soweit dies möglich ist. Abzustellen ist auf die 
Verhältnisse zum Zeitpunkt der Vereinbarung des Geschäftsvorfalls. Der Fremdvergleichspreis ist 
grundsätzlich nach der im Hinblick auf die Vergleichbarkeitsanalyse und die Verfügbarkeit von Werten 
zu vergleichbaren Geschäftsvorfällen voneinander unabhängiger Dritter am besten geeigneten Verrech-
nungspreismethode zu bestimmen. Unterschiede zwischen den Verhältnissen der zum Vergleich heran-
gezogenen Geschäftsvorfälle zwischen voneinander unabhängigen Dritten und den dem zu untersu-
chenden Geschäftsvorfall zugrunde liegenden Verhältnissen, die die Anwendung der Verrechnungs-
preismethode beeinflussen können, sind durch sachgerechte Anpassungen zu beseitigen, sofern dies 
möglich ist; dies gilt nur, wenn dadurch die Vergleichbarkeit erhöht wird. Können keine Vergleichs-
werte festgestellt werden, ist für die Bestimmung des Fremdvergleichspreises ein hypothetischer 
Fremdvergleich unter Beachtung des Absatzes 1 Satz 3 aus Sicht des Leistenden und des jeweiligen 
Leistungsempfängers anhand ökonomisch anerkannter Bewertungsmethoden durchzuführen. 

(3a) Die Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes führt regelmäßig zu einer Bandbreite von 
Werten. Diese Bandbreite ist einzuengen, wenn nach Anwendung von Absatz 3 Satz 6 Unterschiede in 
der Vergleichbarkeit verbleiben. Bieten diese Werte selbst keine Anhaltspunkte für eine bestimmte Ein-
engung, so bleiben aus dieser Bandbreite das Viertel der kleinsten und das Viertel der größten Werte 
unberücksichtigt. Liegt der vom Steuerpflichtigen für seine Einkünfteermittlung verwendete Wert au-
ßerhalb der Bandbreite gemäß Satz 1 oder der eingeengten Bandbreite, ist der Median maßgeblich, 
wenn der Steuerpflichtige nicht glaubhaft macht, dass ein anderer Wert dem Fremdvergleichsgrundsatz 
entspricht. Bei der Anwendung des hypothetischen Fremdvergleichs nach Absatz 3 Satz 7 ergibt sich 
regelmäßig aus dem Mindestpreis des Leistenden und dem Höchstpreis des Leistungsempfängers ein 
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Einigungsbereich. In den Fällen des Satzes 5 ist der Mittelwert des Einigungsbereichs zugrunde zu le-
gen, wenn der Steuerpflichtige nicht glaubhaft macht, dass ein anderer Wert innerhalb des Einigungs-
bereichs dem Fremdvergleichsgrundsatz entspricht. 

(3b) Wird eine Funktion einschließlich der dazugehörigen Chancen und Risiken sowie der mit-
übertragenen oder mitüberlassenen Wirtschaftsgüter oder sonstigen Vorteile verlagert und ist auf die 
verlagerte Funktion Absatz 3 Satz 7 anzuwenden, weil für die Verlagerung der Funktion als Ganzes 
(Transferpaket) keine Vergleichsdaten festgestellt werden können, ist der Einigungsbereich auf der 
Grundlage des Transferpakets zu bestimmen. Hiervon kann abgesehen werden, wenn der Steuerpflich-
tige glaubhaft macht, dass weder wesentliche immaterielle Wirtschaftsgüter noch sonstige Vorteile Ge-
genstand der Funktionsverlagerung waren. Dies gilt dann, wenn das übernehmende Unternehmen die 
übergehende Funktion ausschließlich gegenüber dem verlagernden Unternehmen ausübt und das Ent-
gelt, das für die Ausübung der Funktion und die Erbringung der entsprechenden Leistungen anzusetzen 
ist, nach der Kostenaufschlagsmethode zu ermitteln ist. 

(3c) Die Übertragung oder Überlassung zur Nutzung eines immateriellen Werts ist zu vergüten, 
wenn diese auf der Grundlage einer Geschäftsbeziehung im Sinne des Absatzes 4 erfolgt und hiermit 
eine finanzielle Auswirkung für den Übernehmer, den Nutzenden, den Übertragenden oder den Über-
lassenden verbunden ist. Immaterielle Werte sind Vermögenswerte, 

1. die weder materielle Wirtschaftsgüter oder Beteiligungen noch Finanzanlagen sind,  

2. die Gegenstand eines Geschäftsvorfalls sein können, ohne einzeln übertragbar sein zu müssen, und 

3. die einer Person eine tatsächliche oder rechtliche Position über diesen Vermögenswert vermitteln 
können. 

Die Feststellung des Eigentums oder der Inhaberschaft an einem immateriellen Wert, einschließlich aus 
einem solchen abgeleiteter Rechte, ist Ausgangspunkt für die Bestimmung, welchem an dem Geschäfts-
vorfall beteiligten Unternehmen der Ertrag zusteht, der sich aus jedweder Art der Verwertung dieses 
immateriellen Werts ergibt. Soweit eine dem Eigentümer oder dem Inhaber des immateriellen Werts 
nahestehende Person Funktionen im Zusammenhang mit der Entwicklung oder Erschaffung, der Ver-
besserung, dem Erhalt, dem Schutz oder jedweder Art der Verwertung des immateriellen Werts ausübt, 
hierzu Vermögenswerte einsetzt oder Risiken übernimmt, sind diese Funktionen vom Eigentümer oder 
Inhaber der nahestehenden Person angemessen zu vergüten. Die Finanzierung der Entwicklung oder 
Erschaffung, des Erhalts oder des Schutzes eines immateriellen Werts ist angemessen zu vergüten und 
berechtigt nicht zum Ertrag aus dem finanzierten immateriellen Wert.“ 

c) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung Einzelheiten des Fremdvergleichsgrundsatzes im Sinne der Absätze 1, 3 bis 3c 
und 5 und Einzelheiten zu dessen einheitlicher Anwendung zu regeln sowie Grundsätze zur Bestim-
mung des Dotationskapitals im Sinne des Absatzes 5 Satz 3 Nummer 4 festzulegen.“ 

2. Nach § 1 wird folgender § 1a eingefügt: 

„§ 1a 

Preisanpassungsklausel 

Sind wesentliche immaterielle Werte oder Vorteile Gegenstand einer Geschäftsbeziehung und weicht 
die tatsächliche spätere Gewinnentwicklung erheblich von der Gewinnerwartung ab, die der Verrechnungs-
preisbestimmung zugrunde lag, ist widerlegbar zu vermuten, dass zum Zeitpunkt des Geschäftsabschlusses 
Unsicherheiten im Hinblick auf die Verrechnungspreisvereinbarung bestanden und unabhängige Dritte eine 
sachgerechte Anpassungsregelung vereinbart hätten. Wurde eine solche Regelung nicht vereinbart und tritt 
bezogen auf die ersten sieben Jahre nach Geschäftsabschluss eine erhebliche Abweichung im Sinne des Sat-
zes 1 ein, ist für eine deshalb vorzunehmende Berichtigung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 ein angemessener An-
passungsbetrag auf den Verrechnungspreis im achten Jahr nach Geschäftsabschluss der Besteuerung zu-
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grunde zu legen. Eine erhebliche Abweichung im Sinne des Satzes 1 liegt vor, wenn der unter Zugrundele-
gung der tatsächlichen Gewinnentwicklung zutreffende Fremdvergleichspreis um mehr als 20 Prozent von 
diesem Verrechnungspreis abweicht. Für die Bestimmung des unter Zugrundelegung der tatsächlichen Ge-
winnentwicklung zutreffenden Fremdvergleichspreises ist von denselben Grundsätzen auszugehen wie für 
die Bestimmung des Verrechnungspreises. Eine Anpassung des Verrechnungspreises ist im Sinne des Sat-
zes 2 angemessen, wenn sie dem Unterschiedsbetrag zwischen dem Verrechnungspreis und dem unter Zu-
grundelegung der tatsächlichen Gewinnentwicklung zutreffenden Fremdvergleichspreis entspricht. Eine An-
passung erfolgt insbesondere dann nicht, wenn 

1. der Steuerpflichtige glaubhaft macht, dass die tatsächliche Entwicklung auf Umständen basiert, die zum 
Zeitpunkt des Geschäftsvorfalls nicht vorhersehbar waren, oder  

2. der Steuerpflichtige nachweist, dass er bei der Bestimmung des Verrechnungspreises die aus der künf-
tigen Entwicklung resultierenden Unsicherheiten angemessen berücksichtigt hat, oder 

3. im Hinblick auf immaterielle Werte und Vorteile Lizenzvereinbarungen getroffen werden, die die zu 
zahlende Lizenz vom Umsatz oder Gewinn des Lizenznehmers abhängig machen oder für die Höhe der 
Lizenz Umsatz und Gewinn berücksichtigen.“ 

3. Dem § 21 wird folgender Absatz 25 angefügt: 

„(25) Die §§ 1 und 1a in der am … [einsetzen: Tag nach der Verkündung des vorliegenden Änderungs-
gesetzes] geltenden Fassung sind erstmals für die Einkommen- und Körperschaftsteuer für den Veranla-
gungszeitraum 2022 anzuwenden.“ 

Artikel 6 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I 
S. 61), die zuletzt durch Artikel 28 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 88b wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 88c Informationsaustausch über kapitalmarktbezogene Gestaltungen“. 

b) Nach der Angabe zu § 89 wird folgende Angabe eingefügt: 

 „§ 89a Vorabverständigungsverfahren“. 

c) Die Angabe zu § 178a wird gestrichen. 

2. § 3 wird wie folgt geändert:  

a) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 4 wird das Komma am Ende durch die Wörter „, sowie Zinsen, die über die §§ 233 
bis 237 und die Steuergesetze hinaus nach dem Recht der Europäischen Union auf zu erstattende 
Steuern zu leisten sind,“ ersetzt. 

bb) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. Kosten nach den §§ 89, 89a Absatz 7 sowie den §§ 178 und 337 bis 345,“. 

b) Absatz 5 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Das Aufkommen der Kosten im Sinne des § 89a Absatz 7 steht dem Bund und dem jeweils betroffenen 
Land je zur Hälfte zu.“ 
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3. Nach § 88b wird folgender § 88c eingefügt: 

„§ 88c 

Informationsaustausch über kapitalmarktbezogene Gestaltungen 

(1) Finanzbehörden haben Tatsachen, die sie dienstlich erfahren haben und aus denen sich nach Wür-
digung der Gesamtumstände Anhaltspunkte für Steuergestaltungen ergeben, die die Erlangung eines Steuer-
vorteils aus der Erhebung oder Entlastung von Kapitalertragsteuer mit erheblicher Bedeutung zum Gegen-
stand haben, im Einvernehmen mit der zuständigen obersten Finanzbehörde oder der von ihr bestimmten 
Finanzbehörde dem Bundeszentralamt für Steuern zu übermitteln. Für die Beurteilung der erheblichen Be-
deutung ist insbesondere die Höhe des erlangten Steuervorteils und die Möglichkeit der Nutzung der Gestal-
tung durch andere Schuldner der Kapitalertragsteuer zu berücksichtigen. 

(2) Das Bundeszentralamt für Steuern speichert die ihm von den Finanzbehörden nach Absatz 1 über-
mittelten Informationen und analysiert diese im Hinblick auf missbräuchliche Steuergestaltungsmodelle. Be-
nötigt das Bundeszentralamt für Steuern zur weiteren Aufklärung eines Sachverhaltes ergänzende Informa-
tionen von der nach Absatz 1 übermittelnden Finanzbehörde, hat diese dem Bundeszentralamt für Steuern 
die hierzu erforderlichen Informationen auf Ersuchen zu übermitteln. Das Bundeszentralamt für Steuern darf 
die ihm nach Maßgabe dieser Vorschrift übermittelten personenbezogenen Daten speichern und verwenden, 
soweit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben nach Satz 1 erforderlich ist. 

(3) Das Bundeszentralamt für Steuern ist berechtigt, den für die Verwaltung der Kapitalertragsteuer 
zuständigen Finanzbehörden seine erlangten Sachverhaltserkenntnisse zu übermitteln und im dazu erforder-
lichen Umfang auch personenbezogene Daten offenzulegen. Die empfangende Behörde oder Stelle darf ihr 
nach Satz 1 übermittelte personenbezogene Daten speichern und verwenden, soweit dies zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich ist. 

(4) Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch Finanzbehörden nach Maßgabe der Absätze 1 
bis 3 ist ein Verwaltungsverfahren in Steuersachen im Sinne dieses Gesetzes.“ 

4. Nach § 89 wird folgender § 89a eingefügt: 

„§ 89a 

Vorabverständigungsverfahren 

(1) Bei Anwendbarkeit eines Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung, welches ein Ver-
ständigungsverfahren zur Vermeidung der Doppelbesteuerung zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und einem anderen Staat oder Hoheitsgebiet (Vertragsstaat) vorsieht, kann die zuständige Behörde nach § 5 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 des Finanzverwaltungsgesetzes im Einvernehmen mit der zuständigen obersten 
Landesfinanzbehörde oder der von dieser beauftragten Behörde nach den Bestimmungen dieser Vorschrift 
auf Antrag eines Abkommensberechtigten (Antragsteller) ein zwischenstaatliches Verfahren über die steu-
erliche Beurteilung von genau bestimmten, im Zeitpunkt der Antragstellung noch nicht verwirklichten Sach-
verhalten für einen bestimmten Geltungszeitraum, der in der Regel fünf Jahre nicht überschreiten soll, mit 
der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaates einleiten (Vorabverständigungsverfahren). Satz 1 gilt 
nur, wenn 

1. die Gefahr einer Doppelbesteuerung bezüglich des bestimmten Sachverhalts besteht und  

2. es wahrscheinlich ist,  

a) die Doppelbesteuerung durch das Vorabverständigungsverfahren zu vermeiden und  

b) eine übereinstimmende Abkommensauslegung mit der zuständigen Behörde des anderen Vertrags-
staates zu erreichen.  

Die Einleitung setzt eine nach Absatz 7 unanfechtbar gewordene Gebührenfestsetzung und die Entrichtung 
der Gebühr voraus. Betrifft ein Sachverhalt mehrere Abkommensberechtigte und kann der Sachverhalt nur 
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einheitlich steuerlich beurteilt werden, kann das Vorabverständigungsverfahren nur von allen betroffenen 
Abkommensberechtigten gemeinsam beantragt werden; Verfahrenshandlungen können in diesen Fällen nur 
gemeinsam vorgenommen werden. Hierfür benennen die Antragsteller einen Vertreter. Die Antragsteller 
bestellen in den Fällen des Satzes 4 einen gemeinsamen Empfangsbevollmächtigten, der ermächtigt ist, für 
sie alle Verwaltungsakte und Mitteilungen in Empfang zu nehmen. Ist ein Steuerabzugsverfahren Gegen-
stand der steuerlichen Beurteilung, kann auch der Abzugsverpflichtete den Antrag auf Einleitung eines Vor-
abverständigungsverfahrens stellen. Betrifft ein Sachverhalt die steuerliche Beurteilung im Verhältnis zu 
mehreren Vertragsstaaten, kann der Antragsteller einen zusammengefassten Antrag auf Einleitung mehrerer 
Vorabverständigungsverfahren stellen. 

(2) Der Antrag nach Absatz 1 hat zu enthalten: 

1. die genaue Bezeichnung des Antragstellers und aller anderen Beteiligten, 

2. die Bezeichnung der örtlich zuständigen Finanzbehörde sowie die maßgebliche Steuernummer, 

3. die Identifikationsnummer nach § 139b oder die Wirtschafts-Identifikationsnummer nach § 139c; wenn 
die Wirtschafts-Identifikationsnummer noch nicht vergeben wurde, die Steuernummer, 

4. die betroffenen Vertragsstaaten, 

5. eine umfassende und in sich abgeschlossene Darstellung des Sachverhalts einschließlich des erwünsch-
ten Geltungszeitraums der Vorabverständigungsvereinbarung, 

6. die Darlegung, weshalb eine Gefahr der Doppelbesteuerung besteht, sowie 

7. die Erklärung, ob über den zur Beurteilung gestellten Sachverhalt eine verbindliche Auskunft nach § 89, 
eine verbindliche Zusage nach § 204, eine Anrufungsauskunft nach § 42e des Einkommensteuergeset-
zes oder in dem anderen betroffenen Vertragsstaat eine vergleichbare Auskunft oder Zusage beantragt 
oder erteilt wurde. 

Dem Antrag sind die erforderlichen Unterlagen beizufügen, insbesondere solche, die zur Würdigung des 
Sachverhalts erforderlich sind. Der Antrag ist bei der nach Absatz 1 Satz 1 zuständigen Behörde schriftlich 
oder elektronisch zu stellen.  

(3) Im Einvernehmen mit der zuständigen obersten Landesfinanzbehörde unterzeichnet die nach Ab-
satz 1 Satz 1 zuständige Behörde die Vorabverständigungsvereinbarung mit dem anderen Vertragsstaat nur, 
wenn die Vereinbarung mindestens unter der Bedingung steht, dass der Antragsteller  

1. dem Inhalt der Vorabverständigungsvereinbarung zustimmt und  

2. im Geltungsbereich dieses Gesetzes auf die Einlegung von Rechtsbehelfen gegen Steuerbescheide ver-
zichtet, soweit diese die Ergebnisse der Vorabverständigungsvereinbarung für den bestimmten Gel-
tungszeitraum zutreffend umsetzen (Rechtsbehelfsverzicht). 

Nach der Unterzeichnung teilt die nach Absatz 1 Satz 1 zuständige Behörde dem Antragsteller den Inhalt der 
Einigung mit und setzt ihm eine Frist zur Erfüllung der Bedingungen nach Satz 1. Der Rechtsbehelfsverzicht 
des Antragstellers hat mit gesondertem Schreiben schriftlich oder zur Niederschrift gegenüber der nach Ab-
satz 1 Satz 1 zuständigen Behörde zu erfolgen. Wird keine Vorabverständigungsvereinbarung unterzeichnet, 
scheitert das Vorabverständigungsverfahren. Dies ist insbesondere der Fall, wenn die zuständige Behörde 
des anderen Vertragsstaates ein Verfahren nicht einleitet oder die zuständigen Behörden zu keiner überein-
stimmenden Abkommensauslegung gelangen. Das Verfahren scheitert auch, wenn der Antragsteller die Be-
dingungen nach Satz 1 nicht fristgemäß erfüllt. Ein Vorabverständigungsverfahren wird im Einvernehmen 
mit der zuständigen obersten Landesfinanzbehörde oder der von dieser beauftragten Behörde geführt.  

(4) Die örtlich zuständige Finanzbehörde ist an die unterzeichnete Vorabverständigungsvereinbarung 
nicht gebunden, wenn  

1. die in der Vorabverständigungsvereinbarung enthaltenen Bedingungen nicht oder nicht mehr erfüllt 
werden, 

2. der andere beteiligte Vertragsstaat die Vorabverständigungsvereinbarung nicht einhält oder 
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3. die Rechtsvorschriften, auf denen die Vorabverständigungsvereinbarung beruht, aufgehoben oder ge-
ändert werden. 

Die Prüfung der Voraussetzungen nach Satz 1 obliegt der nach Absatz 1 Satz 1 zuständigen Behörde im 
Einvernehmen mit der zuständigen obersten Landesfinanzbehörde oder der von dieser beauftragten Behörde. 
Die Bindungswirkung der Vorabverständigungsvereinbarung entfällt in dem Zeitpunkt, in dem eine der Vo-
raussetzungen nach Satz 1 vorliegt.  

(5) Steht der Vorabverständigungsvereinbarung eine bereits erteilte verbindliche Auskunft nach § 89, 
eine bereits erteilte verbindliche Zusage nach § 204 oder eine Anrufungsauskunft nach § 42e des Einkom-
mensteuergesetzes entgegen, kann die nach § 131 Absatz 4 zuständige Finanzbehörde im Einvernehmen mit 
der nach Absatz 1 Satz 1 zuständigen Behörde die verbindliche Auskunft, die verbindliche Zusage oder die 
Anrufungsauskunft widerrufen. Erfolgt kein Widerruf nach Satz 1 und wurde bereits eine Vorabverständi-
gungsvereinbarung unterzeichnet, kann die örtlich zuständige Finanzbehörde im Einvernehmen mit der nach 
Absatz 1 Satz 1 zuständigen Behörde gegenüber dem Antragsteller erklären, dass sie an die unterzeichnete 
Vorabverständigungsvereinbarung nicht gebunden ist. 

(6) Eine unterzeichnete Vorabverständigungsvereinbarung kann von der nach Absatz 1 Satz 1 zustän-
digen Behörde über den bestimmten Geltungszeitraum hinaus auf Antrag verlängert werden. Die Vorabver-
ständigungsvereinbarung kann auf Antrag auf Veranlagungszeiträume, die dem Geltungszeitraum der Ver-
einbarung vorangehen, angewendet werden; die Fristen für Verständigungsverfahren des jeweils maßgeben-
den Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung sind zu beachten. Die Sätze 1 und 2 setzen das 
Einvernehmen mit der zuständigen obersten Landesfinanzbehörde oder mit der von dieser beauftragten Be-
hörde und der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaates voraus. 

(7) Die nach Absatz 1 Satz 1 zuständige Behörde erhebt für die Bearbeitung eines Antrags nach Ab-
satz 1 oder Absatz 6 Satz 1 Gebühren, die vor Einleitung des Vorabverständigungsverfahrens oder der Be-
arbeitung eines Verlängerungsantrags festzusetzen sind. Die Einleitung des Vorabverständigungsverfahrens 
oder die Bearbeitung eines Verlängerungsantrags erfolgt durch die Versendung des ersten Schriftsatzes an 
den anderen Vertragsstaat. Die Gebühr ist vom Antragsteller innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe ihrer 
Festsetzung zu entrichten. Das Vorabverständigungsverfahren oder die Bearbeitung eines Verlängerungsan-
trags wird erst eingeleitet, wenn die Gebührenfestsetzung unanfechtbar geworden und die Gebühr entrichtet 
ist. Die Gebühr beträgt 30 000 Euro für jeden Antrag im Sinne des Absatzes 1 sowie 15 000 Euro für jeden 
Verlängerungsantrag nach Absatz 6 Satz 1. Sofern es sich bei dem Antrag nicht um einen Verrechnungs-
preisfall handelt, beträgt die Gebühr für jeden Antrag ein Viertel der Gebühren nach Satz 5; Verrechnungs-
preisfälle sind Fälle, die die grenzüberschreitende Gewinnabgrenzung zwischen nahestehenden Personen 
und die Gewinnzuordnung zu Betriebsstätten betreffen. Bezieht sich der Antrag auf einen Sachverhalt, für 
dessen steuerliche Beurteilung im Zeitpunkt der Antragstellung bereits eine koordinierte bilaterale oder mul-
tilaterale steuerliche Außenprüfung durchgeführt wurde, die zu einem übereinstimmend festgestellten Sach-
verhalt und zu einer übereinstimmenden steuerlichen Würdigung geführt hat, wird die Gebühr um 75 Prozent 
reduziert. Sofern die Summe der von dem Vorabverständigungsverfahren erfassten Geschäftsvorfälle eines 
Verrechnungspreisfalls die Beträge des § 6 Absatz 2 Satz 1 der Gewinnabgrenzungsaufzeichnungs-Verord-
nung vom 12. Juli 2017 (BGBl. I S. 2367) voraussichtlich nicht überschreitet, beträgt die Gebühr 
10 000 Euro für jeden Antrag im Sinne des Absatzes 1 und 7 500 Euro für jeden Antrag nach Absatz 6 Satz 1. 
In den Fällen des Absatzes 1 Satz 4 und 6 liegt ein Antrag vor, für den nur eine Gebühr festzusetzen und zu 
entrichten ist. In den Fällen des Absatzes 1 Satz 8 ist für jedes Vorabverständigungsverfahren eine geson-
derte Gebühr festzusetzen und zu entrichten. 

(8) Nimmt der Antragsteller seinen Antrag nach Absatz 1 Satz 1 vor Bekanntgabe der Gebührenfest-
setzung zurück, kann von einer Gebührenfestsetzung abgesehen werden. Wird der Antrag zurückgenommen 
oder abgelehnt, wird eine zu diesem Zeitpunkt unanfechtbar festgesetzte Gebühr nicht erstattet; dies gilt auch 
im Fall des Scheiterns des Vorabverständigungsverfahrens.“ 

5. § 141 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:  

„1. einen Gesamtumsatz im Sinne des § 19 Absatz 3 Satz 1 des Umsatzsteuergesetzes von mehr als 
600 000 Euro im Kalenderjahr oder“. 
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6. § 152 wird wie folgt geändert:  

a) Absatz 3 Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. bei jährlich abzugebenden Lohnsteueranmeldungen, bei Anmeldungen von Umsatzsteuer-Son-
dervorauszahlungen nach § 48 Absatz 2 der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung sowie bei 
jährlich abzugebenden Versicherungsteuer- und Feuerschutzsteueranmeldungen.“ 

b) Absatz 8 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt. 

bb) In Nummer 4 wird der Punkt am Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 

cc) Folgende Nummer 5 wird angefügt: 

„5. Anmeldungen der Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung nach § 48 Absatz 2 der Umsatz-
steuer-Durchführungsverordnung.“ 

7. § 175a wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Umsetzung“ die Wörter „einer Vorabverständigungsvereinbarung 
nach § 89a,“ eingefügt. 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Schiedsspruchs“ die Wörter „oder der einvernehmlichen rückwir-
kenden Anwendung einer Vorabverständigungsvereinbarung“ eingefügt. 

8. § 178a wird aufgehoben. 

9. In § 251 Absatz 2 Satz 2 werden vor den Wörtern „gegen den Schuldner im Verwaltungswege zu vollstre-
cken“ die Wörter „sowie des § 71 des Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetzes“ einge-
fügt. 

10. Nach § 354 Absatz 1a wird folgender Absatz 1b eingefügt: 

„(1b) Auf die Einlegung eines Einspruchs kann bereits vor Erlass des Verwaltungsakts verzichtet wer-
den, soweit durch den Verwaltungsakt eine Verständigungsvereinbarung oder ein Schiedsspruch nach einem 
Vertrag im Sinne des § 2 zutreffend umgesetzt wird. § 89a Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 bleibt unberührt.“ 

Artikel 7 

Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 

Artikel 97 § 34 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341; 
1977 I S. 667), das zuletzt durch Artikel 29 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„§ 34 

Vorabverständigungsverfahren 

§ 89a der Abgabenordnung in der am ... [einsetzen: Tag nach der Verkündung des vorliegenden Änderungs-
gesetzes] geltenden Fassung ist erstmals auf Anträge anzuwenden, die nach dem … [einsetzen: Tag der Verkün-
dung des vorliegenden Änderungsgesetzes] bei der zuständigen Behörde eingegangen sind. § 178a der Abgaben-
ordnung in der Fassung des Gesetzes vom 13. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2878) ist letztmals auf Anträge anzu-
wenden, die am ... [einsetzen: Tag der Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes] bei der zuständigen 
Behörde eingegangen sind.“ 
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Artikel 8 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

§ 5 des Finanzverwaltungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 
1202), das zuletzt durch Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. die Erstattung von Kapitalertragsteuer und von im Wege des Steuerabzugs nach § 50a des Ein-
kommensteuergesetzes erhobener Steuer an beschränkt Steuerpflichtige, soweit die Einkom-
mensteuer oder die Körperschaftsteuer mit dem Steuerabzug abgegolten ist und die beschränkte 
Steuerpflicht nicht auf § 2 Nummer 2 des Körperschaftsteuergesetzes beruht;“. 

b) In Nummer 5 werden nach den Wörtern „vom 10. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2103) in der jeweils 
geltenden Fassung“ die Wörter „und bei der Durchführung von Vorabverständigungsverfahren nach 
§ 89a der Abgabenordnung“ eingefügt. 

c) Nach Nummer 14 wird folgende Nummer 14a eingefügt: 

„14a. die Sammlung, Auswertung und Bereitstellung der Daten, die nach den §§ 45b und 45c des Ein-
kommensteuergesetzes in den dort genannten Fällen zu übermitteln sind; das Bundeszentralamt 
für Steuern unterrichtet die Finanzbehörden der Länder über die Ergebnisse der Datenauswertung 
und stellt den Finanzbehörden der Länder Daten für die Verwendung in Besteuerungsverfahren 
zur Verfügung;“. 

d) Nach Nummer 28a wird folgende Nummer 28b eingefügt: 

„28b. die Unterstützung der Finanzbehörden der Länder bei der Ermittlung von Steuergestaltungen, die 
die Erlangung eines Steuervorteils aus der Erhebung oder Entlastung von Kapitalertragsteuer mit 
länderübergreifender, internationaler oder erheblicher Bedeutung zum Gegenstand haben; das 
Bundeszentralamt für Steuern hat zur Wahrnehmung dieser Aufgabe alle hierfür erforderlichen 
Informationen zu sammeln und auszuwerten und die Behörden der Länder über die sie betreffen-
den Informationen zu unterrichten;“. 

e) Nummer 39 wird aufgehoben. 

2. In Absatz 1a Satz 2 werden nach der Angabe „28a“ ein Komma und die Angabe „28b“ eingefügt und wird 
die Angabe „45“ durch die Angabe „46“ ersetzt. 

Artikel 9 

Weitere Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Finanzverwaltungsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 8 dieses Gesetzes 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„3. die Entlastung bei deutschen Besitz- oder Verkehrsteuern gegenüber internationalen Organisationen, amt-
lichen zwischenstaatlichen Einrichtungen, ausländischen Missionen, berufskonsularischen Vertretungen 
und deren Mitgliedern auf Grund völkerrechtlicher Vereinbarung oder besonderer gesetzlicher Regelung 
nach näherer Weisung des Bundesministeriums der Finanzen sowie die Durchführung des Besteuerungs-
verfahrens nach § 18 Absatz 5a des Umsatzsteuergesetzes einschließlich der damit im Zusammenhang ste-
henden Tätigkeiten für ausländische Missionen, berufskonsularische Vertretungen und deren Mitglieder;“. 
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Artikel 10 

Änderung der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 

Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2000 
(BGBl. I S. 717), die zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3096) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 65 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. bei einer Behinderung, deren Grad auf weniger als 50, aber mindestens 20 festgestellt ist, 

a) durch eine Bescheinigung oder einen Bescheid der nach § 152 Absatz 1 des Neunten Buches So-
zialgesetzbuch zuständigen Behörde oder, 

b) wenn ihm wegen seiner Behinderung nach den gesetzlichen Vorschriften Renten oder andere 
laufende Bezüge zustehen, durch den Rentenbescheid oder den die anderen laufenden Bezüge 
nachweisenden Bescheid.“ 

2. § 73e Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 2 gilt entsprechend, wenn ein Steuerabzug auf Grund des § 50a Absatz 2 Satz 3 oder Absatz 4 Satz 1 
des Gesetzes nicht vorzunehmen ist oder auf Grund des § 50c Absatz 2 des Gesetzes nicht oder nicht in voller 
Höhe vorzunehmen ist.“ 

3. § 84 Absatz 3g wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„§ 65 Absatz 1 in der Fassung des Artikels 10 des Gesetzes vom …  (BGBl. I S. …) [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals für den Veranla-
gungszeitraum 2021 anzuwenden.“ 

b) Satz 4 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Mit der Anwendung von § 65 Absatz 3a ist § 65 Absatz 1 Nummer 1 und 2 Buchstabe a, Absatz 2 
Satz 1 und 2 zweiter Halbsatz nicht weiter anzuwenden. Der Anwendungsbereich des § 65 Absatz 3 
wird auf die Fälle des § 65 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b beschränkt.“ 

Artikel 11 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 2005 (BGBl. I S. 386), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. März 2021 (BGBl. I S. 330) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 27 Absatz 32 wird die Angabe „Artikels 8“ durch die Angabe „Artikels 11“ ersetzt. 

2. § 27a Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Diese Angaben dürfen nur für die Erteilung einer Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, für Zwecke der 
Verordnung (EU) Nr. 904/2010 des Rates vom 7. Oktober 2010 über die Zusammenarbeit der Verwaltungs-
behörden und die Betrugsbekämpfung auf dem Gebiet der Mehrwertsteuer (ABl. L 268 vom 12.10.2010, 
S. 1), für die Umsatzsteuerkontrolle, für Zwecke der Amtshilfe zwischen den zuständigen Behörden anderer 
Staaten in Umsatzsteuersachen sowie für Übermittlungen an das Statistische Bundesamt nach § 2a des Sta-
tistikregistergesetzes und an das Bundeskartellamt zur Überprüfung und Vervollständigung der Daten nach 
§ 3 Absatz 1 Nummer 4 des Wettbewerbsregistergesetzes verarbeitet werden.“ 
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Artikel 12 

Änderung des Zweiten Familienentlastungsgesetzes 

In Artikel 2 Nummer 2 des Zweiten Familienentlastungsgesetzes vom 1. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2616) 
wird die Angabe „9 696 Euro“ durch die Angabe „9 744 Euro“ ersetzt. 

Artikel 13 

Änderung des Biersteuergesetzes 

Das Biersteuergesetz vom 15. Juli 2009 (BGBl. I S. 1870, 1908), das zuletzt durch Artikel 201 der Verord-
nung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Abweichend von Absatz 1 ermäßigt sich der Steuersatz vom 1. Januar 2021 bis zum 31. De-
zember 2022 für im Brauverfahren hergestelltes Bier aus unabhängigen Brauereien mit einer Gesamt-
jahreserzeugung von weniger als 200 000 hl Bier in Stufen von 1 000 zu 1 000 hl gleichmäßig 

1. auf 75 Prozent bei einer Jahreserzeugung von 40 000 hl, 

2. auf 70 Prozent bei einer Jahreserzeugung von 20 000 hl, 

3. auf 60 Prozent bei einer Jahreserzeugung von 10 000 hl, 

4. auf 50 Prozent bei einer Jahreserzeugung von 5 000 hl. 

Die Stufen beginnen bis auf die Stufe zwischen 5 000 hl und 6 000 hl aufsteigend mit den vollen Tau-
sendern. Die Stufe zwischen 5 000 und 6 000 hl beginnt mit der 5 000 hl übersteigenden Jahreserzeu-
gung. Bis einschließlich 5 000 hl bleibt der ermäßigte Steuersatz von 50 Prozent unverändert. Absatz 2 
Satz 5 bis 8 gilt entsprechend.“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „ermäßigt sich der Steuersatz“ die Wörter „ab dem 1. Ja-
nuar 2023“ eingefügt. 

c) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „nach den Absätzen 2 bis 4“ durch die Wörter „nach den Absät-
zen 1a bis 4“ ersetzt. 

2. In § 29 Absatz 3 Nummer 2 werden die Wörter „§ 2 Absatz 2 bis 5“ durch die Wörter „§ 2 Absatz 1a bis 5“ 
ersetzt. 

Artikel 14 

Änderung der Biersteuerverordnung 

In § 31 Absatz 3 der Biersteuerverordnung vom 5. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3262, 3319), die zuletzt durch 
Artikel 9 Absatz 7 des Gesetzes vom 3. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2178) geändert worden ist, werden die Wörter 
„nach § 2 Absatz 2 des Gesetzes“ durch die Wörter „nach § 2 Absatz 1a und 2 des Gesetzes“ ersetzt. 
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Artikel 15 

Inkrafttreten 

(1) Das Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 4 am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Die Artikel 13 und 14 treten mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in Kraft. 

(3) Artikel 9 tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. 

(4) Artikel 2 tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. 
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